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Bonn, den 23. Februar 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Ratifizierung und Unterzeichnung von Konventionen des 

Europarates 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Rehling, 
Frau Renger und Genossen 
— Drucksache 2479 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Benehmen mit dem 
Herrn Bundesminister des Innern wie folgt: 

Zu 1. 

Das Abkommen zur Anerkennung von Auslandssemestern 
(europäisches Abkommen über die ,, Gleichwertigkeit von Stu- 
dienzeiten an Universitäten") wurde am 15. Dezember 1956 
unterzeichnet. Bis zum 24. August 1960 hatten bis auf Hessen 
und Bayern alle Länder ihr Einverständnis bezüglich des Bei- 
tritts der Bundesrepublik Deutschland zu dem Abkommen er- 
klärt. Die Ständige Vertragskommission der Länder wurde 
im Oktober 1960 vom Auswärtigen Amt darauf hingewiesen, 
daß lediglich das Einverständnis von Hessen und Bayern noch 
fehlen, um die Ratifikation des Abkommens einleiten zu kön- 
nen. Es ist damit zu rechnen, daß die Ratifizierung noch im 
Verlauf dieses Jahres erfolgen kann. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung hat das Abkommen über die Anerken- 
nung von akademischen Graden noch nicht unterzeichnet, weil 
die Ständige Vertragskommission der Länder auf der (Wieder-) 
Einführung der sogenannten Bundesstaatsklausel in den Ver- 
tragstext bestand. (Diese Klausel, die in einem Entwurf des 
Konventionstextes auf Anregung der Ständigen Konferenz 
der Kultusminister der Länder aufgenommen worden war, 
besagte : 

Die Anwendung der Konvention obliegt in Bundesstaaten, 
nach Lage des Falles dem Bundesstaat, seinen Ländern oder 
der Universität (Artikel 2 Buchstabe d). 
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Sie wurde aus dem endgültigen Vertragstext wieder entfernt, 
weil die Rechtsabteilung des Europarats sowie einige Mitglied- 
staaten des Europarats sich gegen die Bundesstaatsklausel aus- 
gesprochen haben und eine Prüfung durch die zuständigen 
Bundesressorts zu der übereinstimmenden Auffassung führte, 
daß die Einfügung der Bundesstaatsklausel in den Text der 
von zahlreichen Staaten bereits Unterzeichneten Konvention 
unterbleiben sollte.) 

Die Bemühungen des Auswärtigen Amts, eine Zustimmung 
der Länder zur Unterzeichnung ohne Bundesstaatsklausel zu 
erreichen, sind bis jetzt erfolglos gewesen. Das Auswärtige 
Amt bleibt weiterhin bemüht, im Einvernehmen mit den Herren 
Bundesministern des Innern und der Justiz, das Einverständ- 
nis der Ständigen Vertragskommission der Länder zur Unter- 
zeichnung des ,, Europäischen Abkommens über die Anerken- 
nung von akademischen Graden und Hochschulzeugnissen" zu 
erreichen. 


von Brentano 



